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200 Jahre kommunale Selbstverwaltung in Deutschland

Zufriedenheit der Bürger:

Städte und Gemeinden liegen vor Bund und Europa

Umfrage bestätigt Vertrauen in örtliche Politik  -  Vorzeichen für die Europawahl 2009
Berlin / Stuttgart.    Fast 80 Prozent der Bürger sind mit der Demokratie in ihren Städten und Gemeinden zufrieden. Die Werte für Deutschland (70) und Europa (48) liegen deutlich niedriger. Besonderes Vertrauen genießen die Bürgermeister. Das zeigt eine Umfrage der Freiherr vom Stein Akademie und der Universität Stuttgart, die jetzt vorgestellt wurde.

Besonders zufrieden sind die Bürger mit den politischen Institutionen ihrer Kommune. Vor allem mit den Bürgermeistern (2,49), aber auch mit den Gemeinderäten (2,36). Angegeben sind jeweils die Mittelwerte auf einer Skala von 0 (vertraue überhaupt nicht) bis 4 (vertraue voll und ganz). Die Bundesregierung kommt nur auf 2,10, der Bundestag auf 2,02, das Europaparlament auf 1,88 und die EU-Kommission auf 1,77.

Weit vorn liegt die kommunale Ebene auch, was den Einfluss der Bürger auf die Politik angeht. Fast 40 % der Befragten glauben, in ihrer Stadt oder Gemeinde etwas gegen eine missbilligte Entscheidung unternehmen zu können. Nur 14,7 Prozent halten das im Bund für möglich und sogar nur 8,4 Prozent in Europa. So sind auch 79,7 Prozent der Befragten mit der kommunalen Demokratie zufrieden, 69,6 Prozent im Bund und nur 48,2 Prozent in Europa.

Hauptinteresse gilt dennoch der Bundespolitik

Das Interesse der Bürger gilt vor allem der Bundespolitik (2,40). Kommunalpolitik (2,18) und Europapolitik (2,16) finden deutlich geringeres Interesse (Skala 0 bis 4). Eine Erkenntnis, die sich auch in der Wahlbeteiligung abzeichnet: Die Spitzenwerte der Bundestagswahl werden von kaum einer anderen Wahl erreicht. Es lohnt sich aber, genauer hinzusehen. Der Anteil der kommunalpolitisch Interessierten ist mit 38,2 Prozent fast so hoch wie der der bundespolitisch Interessierten (41,6 Prozent). Jedoch ist der Anteil der nicht Interessierten in der Kommunalpolitik höher (27,3 Prozent, Bund 14,3 Prozent). Vor allem junge Befragte zeigten sich weniger interessiert an örtlichen Entscheidungen.

Die Umfrage

Die Umfrage wurde im Auftrag des Gemeindetags Baden-Württemberg, des Deutschen Städte- und Gemeindebunds und der Stuttgarter Freiherr vom Stein Akademie 2008 vom Institut für Sozialwissenschaften der Universität Stuttgart und von Infratest Dimap durchgeführt. Dabei wurden 1.000 Wahlberechtigte in ganz Deutschland befragt. Bewertet wurden die Ergebnisse von Professor Oscar W. Gabriel und seinen Mitarbeitern am Institut für Sozialwissenschaften, Abteilung Politische Systeme und Politische Soziologie, der Universität Stuttgart.

Anlass der Umfrage war die 200. Wiederkehr des Erlasses der Preußischen Städteordnung am 19. November 1808. Das Datum gilt als Geburtstag der modernen kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland. In einem Reformprogramm für den preußischen Staat schlug vom Stein eine Reform der Verwaltung vor. Dazu gehörte vor allem die Forderung nach kommunaler Selbstverwaltung

Stimmen zur Befragung

„Von Politikverdrossenheit kann in Städten und Gemeinden keine Rede sein. Die Bundespolitik sollte sich bemühen, ihre Verbindung zu den Bürgern zu verbessern, und das gilt erst recht für die europäische Ebene.“

Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebunds

„Dass die Bürger zufrieden sind mit den Leistungen ihrer Gemeinde wie mit keiner anderen Ebene des Staats ist Ansporn und Verpflichtung, kein Grund sich auszuruhen. Das Motto der Privatisierungsbefürworter ‚Privat vor Staat’ gilt nicht mehr. Vieles können die Kommunen besser oder ebenso gut, wie andere.“

Roger Kehle, Präsident des Gemeindetags Baden-Württemberg

„Politische Bildung muss das Interesse der Jugend am kommunalen Geschehen wecken. Sie ist direkt betroffen, vom Kindergarten bis zum Abitur. Die Gestaltung kommunaler Bildungslandschaften ist wichtig für die Chancen der jungen Generation. Es muss deutlich gemacht werden, was politische Entscheidungen in Brüssel und Berlin für die einzelnen Städte und Gemeinden bedeuten.“

Roger Kehle, Präsident des Gemeindetags Baden-Württemberg

„Die Umfrage bestätigt einmal mehr, dass 200 Jahre nach dem Neubeginn der kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland die Idee der Subsidiarität in Europa von den Bürgerinnen und Bürgern Deutschlands besonders geschätzt wird. In den Städten und Gemeinden haben sie Zugriff auf das Geschehen, bei der Europäischen Union glauben sie das nicht. Also muss man in Europa Freiraum für kommunale Entscheidungen schaffen.“

Prof. Dr. Christian O. Steger, Freiherr vom Stein Akademie für Europäische Kommunalwissenschaften, Stuttgart

Freiherr vom Stein Akademie

Die 2006 gegründete Freiherr vom Stein Akademie für Europäische Kommunalwissenschaften widmet sich der interdisziplinären Erforschung kommunaler Belange. Dabei soll ein breites Spektrum juristischer, soziologischer, ökonomischer, stadtplanerischer sowie verwaltungs- und politikwissenschaftlicher Themen die Grundlage praktisch nutzbaren Erkenntnisgewinns für alle politischen Ebenen in Europa sein. Die Akademie wird vom Deutschen Städte- und Gemeindebund und seinen Mitgliedsverbänden in ganz Deutschland unterstützt.
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